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Der strafrechtliche Schutz gegen häusliche Gewalt
ROBERT KERT*

Vor 30 Jahren wurde das erste Gewaltschutzgesetz beschlossen. Seither hat der Gesetzgeber immer wieder gesetzliche
Maßnahmen und Verschärfungen zur Bekämpfung häuslicher Gewalt vorgenommen. Dennoch bleibt die Zahl an Frauen,
die Opfer von Gewalt und Drohungen werden, konstant hoch, wie verschiedene Studien zeigen.1 Dieser Beitrag gibt einen
Überblick über die geltenden strafrechtlichen Bestimmungen zum Schutz gegen häusliche Gewalt und evaluiert diese.

I. Hoher Anteil an Frauen mit Gewalterfahrungen

*1Nach dem „EU Gender-based Violence Survey“ sind in
Österreich 37,8 % der Frauen zumindest einmal in ihrem
Leben von physischer oder psychischer Gewalt innerhalb
einer Partnerschaft betroffen, 17,1 % der Frauen erleben phy-
sische Gewalt durch ihren Partner.2 Damit liegen die Zahlen
in Österreich etwas über dem EU-Durchschnitt. Auffallend
ist, dass trotz einer Reihe gesetzlicher Maßnahmen (auch
im Bereich des Strafrechts) in den letzten 30 Jahren die Zah-
len weitgehend unverändert geblieben sind, obwohl das Pro-
blem seit Langem bekannt ist und der Gesetzgeber bereits
mehrfach – insb in mehreren Gewaltschutzgesetzen – straf-
rechtliche Maßnahmen zur Bekämpfung häuslicher Gewalt
gesetzt hat.

II. Gewaltschutzgesetz 1996

A. Keine Änderungen im Strafrecht
Das erste Gewaltschutzgesetz3 aus dem Jahr 1996 brachte
noch keine Änderungen im Bereich des Strafrechts. Offen-
bar war der Gesetzgeber der Ansicht, dass die geltenden straf-
rechtlichen Bestimmungen zum Schutz vor Gewalthandlun-
gen in der Familie ausreichten. Denn Gewaltanwendung in
der Familie ist in gleichem Maße mit Strafe bedroht wie Ge-
waltanwendung außerhalb der Familie. So finden die Delikte
gegen Leib und Leben (§§ 75 ff StGB) ebenso wie die Delikte
zum Schutz der Freiheit (Freiheitsentziehung, Nötigung, ge-
fährliche Drohung) sowie auch die Delikte gegen die sexuelle
Integrität und Selbstbestimmung (§§ 201 ff StGB) auf Ge-
walthandlungen oder die Androhung von Gewalt in der Fa-
milie Anwendung. 

B. Wegweisung nach § 38a SPG
Defizite bei der Realisierung des Schutzes der körperlichen
Sicherheit im häuslichen Bereich wurden jedoch darin ge-
sehen, dass die Voraussetzungen für die Erlassung einer
einstweiligen Verfügung, mit der dem Gewalttäter das Ver-
lassen der Wohnung aufgetragen wird, zu streng waren und
Organe des öffentlichen Sicherheitsdienstes bei Gewalt in der
Familie nur einschreiten konnten, wenn auch eine gericht-

lich strafbare Handlung vorlag, während das SPG in Fällen,
in denen der Verdacht bestand, dass ein gefährlicher Angriff
bevorstehe, keine ausreichenden Maßnahmen eines ange-
messenen vorbeugenden Schutzes gegen drohende Gewalt-
taten in der Familie bot.4 Die Möglichkeiten der Organe des
öffentlichen Sicherheitsdienstes waren in Situationen, in de-
nen es zu häuslicher Gewalt gekommen war und mit weiteren
gefährlichen Angriffen gerechnet werden musste, im Wesent-
lichen darauf beschränkt, der gefährdeten Person lediglich
zu raten, sich in Sicherheit zu bringen.

Neben der Ausweitung der einstweiligen Verfügung auf
einen größeren Personenkreis stellte daher die Einführung
der Möglichkeit der Wegweisung und des Rückkehrver-
bots bei Gewalt in Wohnungen (§ 38a SPG) einen Meilen-
stein zu einem verbesserten, sofort einsetzbaren Schutz der
körperlichen Sicherheit im häuslichen Bereich dar, um (wei-
teren) strafbaren Handlungen vorzubeugen. § 38a SPG er-
mächtigt die Organe des öffentlichen Sicherheitsdienstes, einen
Menschen, von dem eine Gefahr ausgeht, aus einer Wohnung,
in der eine gefährdete Person wohnt, und deren unmittel-
barer Umgebung wegzuweisen, wenn aufgrund bestimmter
Tatsachen (insb wegen eines vorangegangenen gefährlichen
Angriffs) anzunehmen ist, es stehe ein gefährlicher Angriff
auf Leben, Gesundheit oder Freiheit bevor.

III. Zweites Gewaltschutzgesetz 2009

A. Verbesserung des Schutzes von Frauen und Kindern
Eine Reihe von Verschärfungen im Strafrecht brachte das
Zweite Gewaltschutzgesetz5 im Jahr 2009. Ziel der Änderungen
war nicht nur eine Verbesserung des Schutzes von Frauen,
sondern vor allem auch von Kindern vor Gewalt. Die Maß-
nahmen waren daher zum einen an den Rechten von Kindern
als Opfer von Gewalt ausgerichtet, insb „der Achtung der
Würde und Gewährleistung der Sicherheit vor weiterer Ge-
walt wie auch dem Recht auf eine gerechte Sanktion und auf
Schadenersatz (Art 13 EMRK) sowie dem Recht auf Ge-
sundheit (Art 24 UN-Kinderrechtskonvention)“.6 Insbeson-
dere iZm Kindesmisshandlungen und sexuellem Missbrauch
von Kindern und Jugendlichen sollten Maßnahmen gesetzt
werden, um das Recht von Kindern auf staatlichen Schutz zu
stärken. So wurden etwa die gerichtliche Aufsicht bei Sexu-
alstraftätern und sexuell motivierten Gewalttätern (§ 52a
StGB) und das Tätigkeitsverbot für Sexualstraftäter (§ 220b
StGB) eingeführt sowie mehrere Sexualdelikte ausgeweitet.

* Univ.-Prof. Dr. Robert Kert ist Professor für Strafrecht und Strafprozessrecht sowie
Vorstand des Instituts für Österreichisches und Europäisches Wirtschaftsstraf-
recht der Wirtschaftsuniversität Wien.

1 Vgl European Union Agency for Fundamental Rights (FRA)/European Institute for
Gender Equality (EIGE)/Eurostat, EU Gender-based Violence Survey – Key results
(2024) 21; Statistik Austria, Geschlechtsspezifische Gewalt gegen Frauen in Öster-
reich (2022) 26 ff.

2 FRA/EIGE/Eurostat, EU Gender-based Violence Survey, 21.
3 Bundesgesetz zum Schutz vor Gewalt in der Familie – GeSchG, BGBl 1996/759.

4 ErlRV 252 BlgNR 20. GP 5.
5 2. GeSchG, BGBl I 2009/40.
6 IA 271/A 24. GP 17.
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B. Fortgesetzte Gewaltausübung
Unter anderem mit Blick auf Fälle massiver häuslicher Ge-
walt war zentrales Anliegen dieses Gesetzes im Bereich des
Strafrechts die Schaffung eines eigenen Tatbestands zum
Schutz gegen länger andauernde Gewaltbeziehungen.7 Mit
§ 107b StGB wurde ein eigener Tatbestand der fortgesetz-
ten Gewaltausübung eingeführt, mithilfe dessen wiederkeh-
rende Gewaltakte eines Täters aus dem sozialen Umfeld des
Opfers sanktioniert werden sollten. Danach ist mit Freiheits-
strafe bis zu drei Jahren zu bestrafen, wer gegen eine Person
eine längere Zeit hindurch fortgesetzt Gewalt ausübt. Gewalt
im Sinne dieser Bestimmung übt aus, wer eine andere Per-
son am Körper misshandelt oder vorsätzliche mit Strafe be-
drohte Handlungen gegen Leib und Leben oder gegen die Frei-
heit (mit Ausnahme der §§ 107a, 108 und 110 StGB) begeht.

Zur Verwirklichung des Tatbestands ist ein wiederholtes
Handeln, dh mehrere selbständige Einzelhandlungen, er-
forderlich.8 Die Gewaltausübung muss über längere Zeit
hindurch erfolgen. Dies setzt eine Dauer von mindestens
einem Monat voraus, wenn es sich um schwerwiegende
Handlungen handelt; bei weniger schweren Fällen müssen
sich die Gewalthandlungen über mindestens drei, in leich-
teren Fällen über sechs Monate erstrecken.9

IV. Strafrechtsänderungsgesetz 2015

Nicht nur Gewaltschutzgesetze führten zum Ausbau des straf-
rechtlichen Schutzes gegen häusliche Gewalt, sondern auch
das Strafrechtsänderungsgesetz 2015,10 die umfangreichste
Reform des StGB seit seinem Inkrafttreten 1975, hatte ua das
Ziel, Maßnahmen gegen Gewalt gegen Frauen und häusliche
Gewalt zu setzen. Durch diese Maßnahmen sollte ua auch
das Übereinkommen des Europarats zur Verhütung und Be-
kämpfung von Gewalt gegen Frauen und häuslicher Gewalt
(Istanbul-Konvention)11 umgesetzt werden.12 Ein wesentlicher
Reformpunkt war die Neugestaltung der Körperverlet-
zungsdelikte und eine Anhebung der Strafen für Körper-
verletzungsdelikte, insb im Vergleich zu den Vermögensde-
likten.

In Umsetzung des Art 46 Istanbul-Konvention stellt es
seither nicht nur einen Erschwerungsgrund dar, wenn ein
volljähriger Täter vorsätzlich eine strafbare Handlung unter
Anwendung von Gewalt oder gefährlicher Drohung gegen
eine unmündige Person begangen hat, sondern auch dann,
wenn eine solche Tat für die unmündige Person wahrnehm-
bar gegen eine ihr nahestehende Person begangen wurde.
Unmittelbare Wahrnehmbarkeit im Sinne einer Anwesen-
heit im selben Zimmer ist dafür nicht erforderlich, auch nicht
der Nachweis, dass das Kind die Gewalt tatsächlich wahrge-
nommen hat.13

Ein spezieller Erschwerungsgrund für strafbare Hand-
lungen gegen Leib und Leben, Freiheit oder sexuelle Inte-
grität und Selbstbestimmung wurde in § 33 Abs 3 (nunmehr
Abs 2) StGB eingeführt. Danach ist bei solchen strafbaren
Handlungen als erschwerend zu werten, wenn der Täter
■ die Tat gegen eine:n Angehörige:n (einschließlich einer:

eines früheren Ehefrau:Ehemanns, eingetragenen:ein-
getragenen Partnerin:Partners oder Lebensgefährtin:Le-
bensgefährten oder als mit dem Opfer zusammenleben-
den Person),

■ unter Missbrauch einer Autoritätsstellung,
■ gegen eine aufgrund besonderer Umstände schutzbedürf-

tige Person unter Ausnützung deren besonderer Schutz-
bedürftigkeit oder unter Einsatz eines außergewöhnlich
hohen Ausmaßes an Gewalt oder nachdem der Tat eine
solche Gewaltanwendung vorausgegangen ist oder

■ unter Einsatz oder Drohung mit einer Waffe
begangen hat.

Ebenfalls in Umsetzung der Istanbul-Konvention wurden
die neuen Tatbestände der „Zwangsheirat“ (§ 106a StGB)
und der „Verletzung der sexuellen Selbstbestimmung“
(§ 205a StGB) eingeführt. Nach letzterer Bestimmung macht
sich strafbar, wer den Willen des Opfers ignoriert oder unter
Ausnützung einer Zwangslage oder nach vorangegangener
Einschüchterung den Beischlaf oder eine dem Beischlaf gleich-
zusetzende geschlechtliche Handlung vornimmt, ohne dass
es dafür eines Einsatzes von (weiterer) Gewalt, gefährlicher
Drohung oder irgendeines anderen Nötigungsmittels bedarf
(§ 205a Abs 1 StGB). Der Gesetzgeber hat damit die Vornahme
des Beischlafs oder einer beischlafsähnlichen Handlung ent-
gegen den Willen oder unter Ausnützung einer Zwangslage
oder nach vorangegangener Einschüchterung unter Strafe
gestellt, sich aber abweichend vom ME14 gegen die Aufnahme
einer Zustimmungslösung („Nur Ja ist Ja“) entschieden.15

V. Gewaltschutzgesetz 2019

Im Jahr 2019 wurde in der Zeit der Übergangsregierung mit
den Stimmen von ÖVP und FPÖ das dritte Gewaltschutz-
gesetz beschlossen, durch das 25 Gesetze geändert wurden.16

Der Beschlussfassung war eine hitzige Diskussion darüber vo-
rausgegangen, ob es weiterer strafrechtlicher Verschärfun-
gen bedarf. Dies führte zur Einsetzung einer sogenannten
Task Force Strafrecht, bestehend aus zwei Kommissionen,

7 IA 271/A 24. GP 34.
8 ErlRV 678 BlgNR 23. GP 24; JAB 106 BlgNR 24. GP 23; Schwaighofer in Höpfel/Ratz,

WK StGB2, § 107b Rz 23 f; Birklbauer/Lehmkuhl/Tipold, Strafrecht. Besonderer
Teil I6 (2022) § 107b Rz 6.

9 Schwaighofer in Höpfel/Ratz, WK StGB2, § 107b Rz 26; Birklbauer/Lehmkuhl/Tipold,
BT I6, § 107b Rz 6; Kienapfel/Schroll, Strafrecht. Besonderer Teil I4 (2022) § 107b
Rz 9; Winkler in Hinterhofer, SbgK StGB, § 107b Rz 104; vgl auch 13 Os 23/14b.

10 StRÄG 2015, BGBl I 2015/112.
11 BGBl III 2014/164.
12 ErlRV 689 BlgNR 25. GP 2.
13 ErlRV 689 BlgNR 25. GP 9.

14 ME StRÄG 2015, 98/ME 25. GP 12.
15 Vgl ErlRV 689 BlgNR 25. GP 33 ff.
16 Gewaltschutzgesetz 2019, BGBl I 2019/105.

©
 R

ob
er

t F
uc

ik

ifamz_2026_h02.fm  Seite 133  Montag, 20. April 2026  10:10 10



134

GEWALTSCHUTZ

April 2026

in denen sich Expert:innen – ua gestützt auf empirische Stu-
dien17 – mit den Themen Strafrecht, Opferschutz und Täter-
arbeit beschäftigten.

Der im Mai 2019 präsentierte ME18 folgte nur teilweise
den Empfehlungen der Expert:innen, die der Arbeit der Task
Force beigezogen worden waren. Entgegen den Empfehlun-
gen der Task Force wurden die Strafen deutlich erhöht und
die gänzlich bedingte Strafnachsicht bei Vergewaltigung
ausgeschlossen.

A. Verschärfungen im Strafrecht
Politisch besonders hervorgehoben und gleichzeitig von vielen
Seiten kritisiert wurde eine Reihe von Änderungen im StGB,
in dem erst kurz zuvor durch das StRÄG 2015 die Strafdro-
hungen für Gewaltdelikte deutlich verschärft worden waren.

Zum einen wurden für die Begehung einer vorsätzlichen
strafbaren Handlung unter Anwendung von Gewalt oder ge-
fährlicher Drohung Mindeststrafen, dh Strafuntergrenzen,
eingeführt bzw deutlich erhöht, wenn bestimmte Umstände
vorliegen (§ 39a StGB).19 Dies ist etwa der Fall, wenn die Tat
von einer volljährigen gegen eine unmündige Person, gegen
eine aufgrund besonderer Umstände schutzbedürftige Per-
son unter Ausnützung deren besonderer Schutzbedürftigkeit,
unter Einsatz eines außergewöhnlich hohen Ausmaßes an
Gewalt oder unter Einsatz oder Drohung mit einer Waffe be-
gangen wird. In diesen Fällen ist zB bei einer Freiheitsstrafe
von bis zu einem Jahr eine Mindeststrafe von zwei Monaten
vorgesehen oder erhöht sich bei Delikten mit einem Mindest-
maß von sechs Monaten das Mindestmaß auf ein Jahr.

Zum anderen wurde auch die Strafschärfung bei Rück-
fall (§ 39 StGB) für vorsätzliche strafbare Handlungen gegen
Leib und Leben, Freiheit und die sexuelle Integrität und Selbst-
bestimmung deutlich verschärft. Ist der Täter schon zwei-
mal wegen solcher strafbarer Handlungen zu einer Freiheits-
strafe verurteilt worden, erhöht sich das Höchstmaß der an-
gedrohten Freiheitsstrafe zwingend um die Hälfte, max auf
20 Jahre (§ 39 Abs 1a StGB). Nicht erforderlich ist (anders als
nach der allgemeinen Regelung des § 39 Abs 1 StGB), dass
sich die Taten gegen dasselbe Rechtsgut richten müssen und
die verhängten Strafen (teilweise) verbüßt wurden. Dies be-
deutet, dass sich etwa bei einer gesetzlich vorgesehenen
Höchststrafe von fünf Jahren bei Vorliegen der Vorausset-
zungen die Höchststrafe auf 7,5 Jahre erhöht.

Noch einmal erweitert wurde der Erschwerungsgrund
des § 33 Abs 2 StGB. Bei Delikten gegen Leib und Leben, ge-
gen die Freiheit oder gegen die sexuelle Integrität oder Selbst-
bestimmung ist auch erschwerend zu werten, wenn die Tat
von einer volljährigen an einer minderjährigen (zuvor: un-
mündigen) Person begangen wurde.

Neben diesen Änderungen im AT des StGB wurden auch
bei einzelnen Gewaltdelikten Verschärfungen vorgenommen:
Beim Delikt der „Fortgesetzten Gewaltausübung“ (§ 107b
StGB) wurde die Strafobergrenze für die Freiheitsstrafe von

fünf auf zehn Jahre erhöht, wenn die Tat gegen eine unmün-
dige oder wehrlose Person oder auf qualvolle Weise begangen
wird oder im Rahmen einer qualifizierten fortgesetzten Ge-
waltausübung wiederholt Straftaten gegen die sexuelle Selbst-
bestimmung und Integrität begangen werden (Abs 3a leg cit).

Bei der Vergewaltigung gab es zwei Verschärfungen: Zum
einen wurde im Grundtatbestand des § 201 Abs 1 StGB die
Strafuntergrenze von einem auf zwei Jahre angehoben, zum
anderen die gänzlich bedingte Strafnachsicht bei Vergewal-
tigung ausdrücklich ausgeschlossen (§ 43 Abs 3 StGB). Frei-
heitsstrafen wegen Vergewaltigung dürfen daher nur noch
zum Teil bedingt nachgesehen werden.

Die Verschärfungen erstreckten sich auch auf junge Er-
wachsene: Abweichend von den sonst herabgesetzten Straf-
drohungen bleibt es bei den Strafandrohungen für Erwach-
sene nach den allgemeinen Strafgesetzen, wenn der Täter eine
strafbare Handlung gegen Leib und Leben sowie gegen die
sexuelle Integrität und Selbstbestimmung begeht, die mit
einer Höchststrafe von mindestens fünf Jahren bedroht sind
(§ 19 Abs 4 JGG). Der ME sah damals sogar die lebenslange
Freiheitsstrafe für junge Erwachsene vor. Aufgrund massiver
Bedenken im Begutachtungsverfahren wurde von diesem
Vorhaben abgelassen; nach dem beschlossenen Gesetz darf
die Freiheitsstrafe 20 Jahre nicht überschreiten.20

B. Änderungen im Sicherheitspolizeirecht
Eine Ausweitung erfuhr das Betretungsverbot zum Schutz
vor Gewalt gem § 38a SPG, indem es seither nicht nur ein
Betretungsverbot für konkrete Orte und Bereiche vorsieht,
sondern jede Annäherung des Gefährders an die gefähr-
dete Person im Umkreis von 100 m verbietet. Diese Rege-
lung sollte einen wichtigen Schritt zur Gewaltprävention insb
bei häuslicher Gewalt darstellen. Neu war auch, dass mit dem
Betretungs- und Annäherungsverbot eine verpflichtende Ge-
waltpräventionsberatung verbunden wurde (§ 38a Abs 8
SPG). Danach hat der Gefährder binnen fünf Tagen ab An-
ordnung des Betretungs- und Annäherungsverbots ein Ge-
waltpräventionszentrum zur Vereinbarung einer Beratung zu
kontaktieren und an der Beratung aktiv teilzunehmen. Kommt
er dieser Verpflichtung nicht nach, ist er zur Sicherheitsbe-
hörde zum Zweck der Ermöglichung der Durchführung der
Gewaltpräventionsberatung zu laden.

Im Sicherheitspolizeirecht wurde darüber hinaus eine
Rechtsgrundlage für sog „Sicherheitspolizeiliche Fallkon-
ferenzen“ geschaffen. Wenn aufgrund bestimmter Tatsachen,
insb wegen eines vorangegangenen gefährlichen Angriffs,
anzunehmen ist, dass ein bestimmter Mensch eine mit be-
trächtlicher Strafe bedrohte Handlung gegen Leben, Ge-
sundheit, Freiheit oder Sittlichkeit eines Menschen begehen
wird, können die Sicherheitsbehörden im Einzelfall erfor-
derliche Maßnahmen im Rahmen von Fallkonferenzen er-
arbeiten und koordinieren (§ 22 Abs 2 SPG). Zu diesen Fall-
konferenzen sind Behörden und jene Einrichtungen beizu-
ziehen, die mit dem Vollzug öffentlicher Aufgaben, insb zum
Zweck des Schutzes vor und der Vorbeugung von Gewalt so-
wie der Betreuung von Menschen, betraut sind (zB Opfer-
schutzeinrichtungen, Gewaltpräventionszentren, Frauenhäu-
ser, Schulen).

17 Vgl Grafl/Haider, Untersuchung der Strafenpraxis bei Körperverletzungsdelikten,
fahrlässiger Tötung und Sexualstraftaten für die Jahre 2008 bis 2017 (Studie 2018),
abrufbar unter https://strafrecht.univie.ac.at/fileadmin/user_upload/i_strafrecht/
Grafl/CG/Grafl_Haider_Entwicklung_der_Strafenpraxis_bei_Koerperverlet
zung_und_Sexualstraftaten.pdf (Zugriff am 9. 3. 2026).

18 158/ME 26. GP.
19 Kert, Aktuelles: Gewaltschutzgesetz 2019 beschlossen, EF-Z 2019, 256 (257);

Klein/Wagner, Das Gewaltschutzgesetz 2019 – strafrechtliche Aspekte im Über-
blick, iFamZ 2019, 384. 20 Kert, EF-Z 2019, 256 (258); Klein/Wagner, iFamZ 2019, 384.
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C. Anzeigepflicht für Angehörige von Gesundheitsberufen
Das Gewaltschutzgesetz 2019 vereinheitlichte auch die Re-
gelungen über die Anzeige- und Meldepflicht für Gesund-
heitsberufe und weitete diese vor allem auf andere Berufs-
gruppen wie Psychotherapeut:innen und Apotheker:innen
aus. Diese in einer Reihe von Gesetzen verankerten Rege-
lungen sehen als Ausnahme zur gesetzlichen Verschwiegen-
heitspflicht eine Anzeigepflicht, wenn sich in Ausübung der
beruflichen Tätigkeit der begründete Verdacht ergibt, dass
durch eine gerichtlich strafbare Handlung
■ der Tod, eine schwere Körperverletzung oder eine Ver-

gewaltigung herbeigeführt wurde,
■ Kinder oder Jugendliche misshandelt, gequält, vernach-

lässigt oder sexuell missbraucht werden oder wurden oder
■ nicht handlungs- oder entscheidungsfähige oder wegen

Gebrechlichkeit, Krankheit oder einer geistigen Behinde-
rung wehrlose Volljährige misshandelt, gequält, vernach-
lässigt oder sexuell missbraucht werden oder wurden.

Keine Anzeigepflicht besteht, wenn die Anzeige im konkre-
ten Fall die berufliche Tätigkeit beeinträchtigen würde, deren
Wirksamkeit eines persönlichen Vertrauensverhältnisses be-
darf oder eine entsprechende Meldung an den Dienstgeber
erstattet wurde und durch diesen eine Anzeige an die Kri-
minalpolizei oder die Staatsanwaltschaft erfolgt ist. In Fällen
von Gewalt gegen Kinder oder Jugendliche kann eine An-
zeige auch unterbleiben, wenn sich der Verdacht gegen eine:
n Angehörige:n iSd § 72 StGB richtet, sofern dies das Wohl
des Kindes oder Jugendlichen erfordert und eine Mitteilung
an den KJHT und gegebenenfalls eine Einbeziehung einer
Kinderschutzeinrichtung an einer Krankenanstalt erfolgt.
Eine Anzeige kann auch unterbleiben, wenn sie dem aus-
drücklichen Willen des volljährigen Patienten widersprechen
würde, sofern keine unmittelbare Gefahr für diesen oder eine
andere Person besteht und die klinisch-forensischen Spuren
ärztlich gesichert sind.21

VI. Bewertung

Der Überblick über die gesetzlichen Regelungen zum Schutz
vor häuslicher Gewalt zeigt, dass in den letzten Jahrzehnten –
neben anderen außerstrafrechtlichen Maßnahmen – eine
Reihe strafrechtlicher Verschärfungen stattgefunden hat,
die in erster Linie in der Einführung und Ausweitung von
Straftatbeständen und einer Anhebung von Strafen lagen.
Die Tatsache, dass diese (gemeinsam mit den anderen Maß-
nahmen) nicht zu einem deutlichen Rückgang der Fälle häus-
licher Gewalt geführt hat, ist ernüchternd, zeigt allerdings
auch, dass eine Anhebung von Strafen keine oder nur ge-
ringe präventive Wirkungen entfaltet. Gewaltstraftäter den-
ken in der Regel nicht an die Höhe der drohenden Strafe.
Im Begutachtungsverfahren zum Gewaltschutzgesetz 2019
hatten selbst Opferschutzeinrichtungen vor einer Anhebung
gewarnt, da unter Umständen sogar das Gegenteil bewirkt
werden könnte, weil Opfer eine Anzeigenerstattung aufgrund
der hohen Strafen bei aus dem familiären Umfeld stammen-
den Tätern noch mehr scheuen könnten.22 Dennoch wurden
die Verschärfungen vorgenommen, die auch schwierige Straf-

zumessungsfragen mit sich brachten, die seither die Gerichte
beschäftigen.23

Durchaus sinnvolle Maßnahmen waren hingegen die
Ausweitung des Betretungs- und Annäherungsverbots, die
Einführung der Gewaltprävention und sicherheitspoli-
zeiliche Fallkonferenzen.

Das heißt nicht, dass dem Strafrecht in der Prävention
keine Bedeutung zukommt. Es geht aber weniger um eine
Verschärfung der Repression als um Bewusstseinsbildung,
um eine Verdeutlichung in der Gesellschaft, dass Gewalt im
häuslichen Bereich nicht geduldet wird und es sich bei sol-
chen Straftaten um keine Bagatellen handelt. Wichtig ist da-
her, dass von den Strafverfolgungsbehörden auf Gewalttaten
rasch und angemessen reagiert wird und die Interessen der
Opfer ernstgenommen werden.

VII. Vorschläge de lege ferenda

Verbesserungsbedarf scheint hinsichtlich folgender Aspekte
zu bestehen:
1. Bewusstseinsbildung muss bei Männern und Frauen

erfolgen. Nach wie vor scheinen Opfer häuslicher Ge-
walt eine Scheu zu haben, zu Behörden zu gehen und
Anzeige zu erstatten. Dies ist aber erforderlich, damit
die Behörden Maßnahmen treffen können. Die Gründe
für diese Scheu mögen vielfältig sein: Da ist die Angst
vor dem gewalttätigen Angehörigen. Es besteht eine Skep-
sis gegenüber Behörden, weil Frauen den Eindruck haben,
diese können sie nicht ausreichend schützen. Es wird
befürchtet, dass damit neue Probleme hinzukommen
und das bereits bestehende Problem verschärft wird.
Das mag teilweise mit bereits gemachten Erfahrungen
zu tun haben, weil Opfer zB gesehen haben, dass Betre-
tungs- und Annäherungsverbote nicht oder nur halb-
herzig durchgesetzt werden. Oder man will vielleicht
den Partner oder das Familienmitglied nicht den straf-
rechtlichen Sanktionen aussetzen.
Bewusstseinsbildung ist auch bei den potenziellen Op-
fern erforderlich. Neben einer klar ablehnenden Hal-
tung gegenüber den gewalttätigen Personen, bedarf es
einer Stärkung der Opfer. Das beginnt mit einer Auf-
klärung potenzieller Opfer darüber, was sie machen
können, wie ihre rechtliche Stellung ist, welche Möglich-
keiten es gibt. Der Zugang zu Behörden muss nieder-
schwellig möglich sein; Barrieren, die dazu führen, dass
Opfer sich scheuen, Anzeige zu erstatten, müssen abge-
baut werden. Das setzt eine opferfreundliche Umge-
bung bei den Behörden voraus. Die Group of Experts
on Action against Violence against Women and Domes-
tic Violence (GREVIO)24 empfiehlt, von der Praxis abzu-
rücken, die Aussagen der Opfer zusammenzufassen und
stattdessen eine detailliertere wörtliche Protokollierung
vorzunehmen, um die weitere Verfolgung zu gewähr-
leisten. Hilfreich können hier auch Gewaltambulanzen
sein, die eine Dokumentation von Verletzungen ermög-

21 Vgl AA-150 BlgNR 26. GP.
22 Stellungnahme des Österreichischen Frauenrings, 31/SN-158/ME 26. GP 1.

23 Vgl zu den Schwierigkeiten bei der Anwendung der durch das Gewaltschutzgesetz
2019 eingeführten Strafbemessungsvorschriften Bauer-Raschhofer, Die Strafbe-
messung nach dem Gewaltschutzgesetz 2019, ÖJZ 2023, 965.

24 Deutsche Übersetzung des GREVIO-Berichts der ersten thematischen Evaluierungs-
runde (2024), Empfehlung 142.
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lichen. Sie sollten flächendeckend zur Verfügung stehen
und gesetzlich verankert werden.

2. Betretungs- und Annäherungsverbote sind ein sinnvol-
les und wichtiges Instrument zur Durchbrechung einer
Gewaltspirale. Sie sind allerdings nur so lange effektiv, als
sich der Täter daran hält bzw im Fall einer Zuwiderhand-
lung die Einhaltung auch durchgesetzt wird. Hier ist wohl
eine intensivere Überwachung der Einhaltung erforder-
lich. Diese ist schwierig und personalintensiv. Sie ist aber
wichtig für den Schutz, für das Sicherheitsgefühl der Opfer
und dafür, dass Täter diese Maßnahme ernst nehmen.

3. Das aktuelle Regierungsprogramm25 sieht Fußfesseln für
Hochrisikogewalttäter mit einstweiliger Verfügung in-
folge eines Betretungsverbots vor, also eine elektronische
Überwachung, die im Bereich des Zivilrechts angesiedelt
werden soll. Eine elektronische Überwachung von Ge-
walttätern könnte zwar bei der Überwachung helfen,

allerdings ist fraglich, ob eine solche Maßnahme im Zivil-
recht angesiedelt sein sollte. Es handelt sich um eine hoch
grundrechtssensible Maßnahme, die einen weitgehenden
Eingriff in die Grundrechte darstellt. In anderen Ländern,
in denen solche Maßnahmen für Fälle häuslicher Gewalt
vorgesehen sind, finden sich diese Maßnahmen im Straf-
recht (zB in Spanien) oder im Sicherheitspolizeirecht (zB
in Deutschland). Bei Einführung einer solchen Maßnah-
me sollte beachtet werden, dass ein solcher Eingriff nur bei
Hochrisikotätern (bei denen sich die Frage stellt, ob nicht
in der Regel die Voraussetzungen für eine Untersuchungs-
haft vorliegen) zu rechtfertigen ist und zwingend ein Ge-
richt über die Anwendung entscheiden müsste.

4. Eine zentrale Frage für solche eingriffsintensive Maß-
nahmen ist, wie und durch wen eine valide Gefährlich-
keitsprognose vorgenommen werden kann. Ohne eine
solche ist eine Maßnahme grundrechtlich nicht vertret-
bar. Aber auch für andere Schutzmaßnahmen sind sol-
che Gefährlichkeitsprognosen grundsätzlich wichtig, um
deren Notwendigkeit beurteilen zu können.

Positionspapier zum Electronic Monitoring
Die Gewaltschutzzentren Österreichs beziehen Stellung

BUNDESVERBAND DER GEWALTSCHUTZZENTREN

Erarbeitet von den Delegierten des Bundesverbandes Barbara Jauk und Christina Riezler sowie Melanie Mlaker als Mit-
glied des Juristischen Fachforums der Gewaltschutzzentren (Stand März 2026).

I. Grundsätzliches

Der Bundesverband der Gewaltschutzzentren Österreichs bezieht
mit dem vorliegenden Papier Stellung zur derzeit viel diskutierten
Thematik des Electronic Monitoring und seiner möglichen Umset-
zung im österreichischen Rechtssystem. Vorweg – und dies wird
sich anhand der folgenden Überlegungen deutlich zeigen – ist zu kons-
tatieren, dass das Thema hochkomplex ist und es eine tiefgehende
rechtliche, aber auch gesellschafts- und rechtspolitische Analyse
und Diskussion über Zielsetzung und Sinnhaftigkeit genauso
wie über Umsetzungsmöglichkeiten und Grenzziehungen braucht,
um dem Thema Electronic Monitoring gerecht zu werden.

In Österreich ist die mögliche Einführung von Electronic Mo-
nitoring zur Überwachung gefährdender Personen immer wieder als
Schlagwort in den Medien präsent, hier vor allem fälschlich unter
dem Begriff der „Fußfessel“, eine profunde fachliche Diskussion um
Vor- und Nachteile steht allerdings noch am Beginn. Hinweise auf
diesbezügliche Tools in anderen Ländern (hier wird oft Spanien zi-
tiert) sind nur bedingt hilfreich, weil es nicht funktioniert, einzelne
Instrumentarien aus anderen Rechtsordnungen in die österreichi-
sche zu übernehmen; die legistischen Rahmenbedingungen sind zu
unterschiedlich. Electronic Monitoring ist derzeit noch ein „Fremd-
körper“ in der österreichischen Rechtsordnung, deshalb ist es un-
umgänglich, die Einbettung eines derartigen Instrumentariums
in das Gesamtsystem des Gewaltschutzes anzustreben und es nicht
als isolierte Einzelmaßnahme zu betrachten.

Mit dem vorliegenden Papier wird versucht, der teilweise emo-
tional geführten Diskussion um Electronic Monitoring eine sach-
liche Analyse der Argumente gegenüberzustellen, die von den Ge-
waltschutzzentren im Rahmen ihrer jahrelangen Beschäftigung mit

dem Gewaltschutz und den diesen tangierenden Rechtsmaterien
wahrgenommen werden. Dabei ist der Fokus darauf gerichtet, genau
abzuwägen, inwiefern Electronic Monitoring dazu dienen kann,
die Sicherheit von gewaltbetroffenen Menschen zu erhöhen.

Electronic Monitoring ist ein komplexes Thema, das als präven-
tive Maßnahme zu konzipieren sein wird, aufgrund der hohen Ein-
griffsintensität jedoch sowohl auf Seiten der gefährdenden als auch
der gefährdeten Person auf dem verfassungsrechtlichen Prüfstand
stehen wird. Was auf den ersten Blick bestechend wirkt, wirft – einge-
hend betrachtet – weitreichende grund- und menschenrechtliche
Fragestellungen auf (zB den Datenschutz betreffend), an die sich
Fragen des Anwendungsbereichs und der Anknüpfung, der Zustän-
digkeit für den Einsatz und die Überwachung der Maßnahme, der
Risikoeinschätzung, der praktischen Umsetzung und nicht zuletzt
der für die Umsetzung erforderlichen Ressourcen anschließen.

Aufgrund der zahlreichen Implikationen, die, wie die weiteren
Ausführungen zeigen werden, Electronic Monitoring mit sich bringt,
sehen die Gewaltschutzzentren die Notwendigkeit, eine breite fach-
liche Diskussion über die Sinnhaftigkeit, die mögliche Ausgestal-
tung und die Umsetzung von Electronic Monitoring im österrei-
chischen System des Gewaltschutzes zu führen und werden nicht
müde, auf dieses Erfordernis als Basis einer nach allen Richtungen
hin wohlüberlegten sinnvollen Regelung regelmäßig hinzuweisen.

II. Electronic Monitoring als eine von mehreren 
Sicherheitsmaßnahmen in Hochrisikofällen

Die Gewaltschutzzentren sprechen sich für jede Form von Sicher-
heitsmaßnahme aus, die dem Opferschutz dient. So gesehen kann

25 ÖVP/SPÖ/NEOS, Jetzt das Richtige Tun. Für Österreich. Regierungsprogramm
2025–2029 (2025) 147, abrufbar unter https://www.bundeskanzleramt.gv.at/bun
deskanzleramt/die-bundesregierung/regierungs dokumente.html (Zugriff am
23. 1. 2026).
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